
zweibrückische Hofgericht in Sachen zuständig, die aus Schikane oder Un¬
wissenheit statt an das pfalz-zweibrückische Hofgericht an jenes von Rottweil
gebracht und von dort nach Zweibrücken abgegeben wurden. Jeder der pfalz-
zweibrückischen Untertanen unangesehen unserer derowegen habenden Privile¬
gien gen Rottweil ans Hoflgericht citiret, mußte zuerst die entstandenen Kosten
ersetzen, bevor er am Zweibrücker Hofgericht gehört wurde221 .

Im Gegensatz zu vielen anderen Territorien des Reiches besaß Pfalz-Zwei-
brücken bis 1764222 kein kaiserliches Privileg, das die Appellationen an das
Reichskammergericht einschränkte. Dort konnten die Entscheidungen des Hof¬
gerichts angefochten werden, wenn die Haupt-Sach vermog der Summa so von
der kayserl. Majestät und gemeinen Standen des heil. Rom. Reichs benent / sechs
hundert Gulden Reichs Muntz werth / und nicht darunter berühren thut223

224

. Die
summa revisibilis von 600 Gulden stand in keinem Verhältnis zur berufungs¬
fähigen Summe von 10 Gulden für die zweite Instanz. Ihre Höhe mag durch den
Wunsch des Fürsten veranlaßt gewesen sein, daß ein Gericht, das seiner Hoheit
nicht unterstand, nicht allzu oft angerufen werde. Vor der Zulassung zur Appel¬
lation am Reichskammergericht mußte der Appellant einen Eid leisten, daß
ihme appellirens noth sey / und daß er solche Appellation nicht freventlich / noch zu

Aufenthalt oder Verlängerung der Sachen thue22i . Außerdem hatte er einen ge¬

wissen Vermögenswert anzugeben oder Bürgen für den Fall zu benennen, daß
er den Prozeß am Reichskammergericht verlieren würde225 . Auf diese Weise
war gesichert, daß die Prozeßkosten und der durch die Verzögerung der Urteils¬
vollstreckung eventuell erwachsende Schaden finanziell abgedeckt waren.

Die Zuständigkeit des Hofgerichts226 wurde in einem besonderen Kapitel der
Hofgerichtsordnung umrissen: Wer an unser Hoffgericht geladen / auch was
Sachen am selben angenommen werden / sollen und mögen227 . Das Hofgericht

221 HGO, Titul. XVIII, S. 22.
222 Eine Steigerung der landesherrlichen Gerichtsbarkeit und damit auch eine erhöhte

Bedeutung für das Gericht brachte das Privileg de non appellando (BayHStA Mün¬
chen K.bl. 336/39) vom 1. Juli 1764 für Pfalz-Zweibrücken. Diese Urkunde spricht die
Erhebung des AppellaÜonsgerichts zum Oberappellaüonsgericht aus.

223 HGO, Titul. XLV, S. 56.
224 HGO, Titul. XLV, S.56 ; Eidesformel ebda., Titul. XLVI, S. 56 f.

225 HGO, Titul. XLV, S. 56: [...] wo aber der Appellant mit liegenden Gutem / oder Burgen
solche Caution, wie gemeldt / nicht thun konnte / alsdann soll er ad Juratoriam cautio¬
nem zugelassen werden / doch daß er zuvor bey seinem Ayd erhalte / daß er nicht so viel
an liegenden Gütern habe / auch nach gebührlichem angewenden Fleiß keinen Burgen
bekommen mögen.

226 Mit den im folgenden nur grob umrissenen Zuständigkeiten des Hofgerichts sollen
nur die Schwerpunkte der von ihm wahrgenommenen Aufgaben bezeichnet werden.
Im übrigen überschnitten sich nämlich die Aufgabenbereiche von Kanzlei und Hofge¬
richt, was auf die Tatsache zurückzuführen ist, daß es eine scharfe Trennung zwi¬
schen Justiz und Verwaltung noch nicht gab. Dies zeigt sich besonders deutlich bei
den Oberämtern, die zugleich Verwaltungsbehörden und Gerichte waren.

227 HGO, Titul. XVII, S. 19-22.
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